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1. Allgemeine Bietererklärung

1.1. Allgemeine Bietererklärung

Wir bieten die Ausführung der beschriebenen Leistungen zu den von uns nachfolgend eingesetzten Preisen an. Unser Angebot bezieht sich auf die Regelungen der Angebotsanfrage (Gesamtheit der Vergabeunterlagen).

Im Einzelnen:
· Die Vergabeunterlagen (Teil A)
· Den Vertrag (Teil B)
· Die Leistungsbeschreibung (Teil C)
· [bookmark: _Hlk195522621]Allgemeine Bietererklärung und Eignungsnachweise (Teil D) = „Angebotsteil I“
· „Angebotsteil II“ mit den notwendigen Angaben des Bieters zum Zuschlagskriterium „Preis“


Wir bieten die Ausführung der beschriebenen Leistung in Form des beigefügten Angebotes an.

Mit der elektronischen Abgabe des Angebotes auf dem Vergabemarktplatz Rheinland gilt dieses als unterschrieben. Auf die Hinweise zur Form der Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten, unter Punkt 2.6 wird hingewiesen. 



1.2. Angebotsschreiben (Formular 324 EU)

	[bookmark: _Hlk181953853]Name bzw. Firmenbezeichnung des Bieters 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Ort, Datum 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	  
  
  
  
	Anschrift 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	
	Kontaktstelle 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	
	Telefon 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	
	E-Mail-Adresse der Ansprechperson 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Geschäftszeichen des Unternehmens 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Handelsregisternummer/Registergericht 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Vereinsregister 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Geschäftszeichen der Vergabestelle 
JBC.0105

	Vergabe-Nr. der Vergabestelle 
2025-03-0005





1.3. Angebot

Lieferung/Leistung von:
Rahmenvertrag Büromöbel

Anfrage zur Abgabe eines Angebotes vom: Klicken oder tippen Sie, um ein Datum einzugeben. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Ausführung der beschriebenen Leistung wird hiermit zu den eingesetzten Preisen angeboten. Wir halten uns bis zum Ablauf der Bindefrist lt. o. g. Angebotsaufforderung an dieses Angebot gebunden. 
Sofern sich der angebotene Preis auf Grund einer Prüfung nach der Verordnung PR Nr. 30/53 als unzulässig erweist, gilt für einen Auftrag der preisrechtlich zulässige Preis. 
Dem Angebot liegen die in der o. g. Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes übersandten Bewerbungs-, Vergabe- und Vertragsbedingungen sowie die sonstigen dort genannten Bedingungen zugrunde. 
 	 
☐ Mein/Unser Unternehmen ist in folgender Datenbank präqualifiziert: 
	☐ https://amtliches-verzeichnis.ihk.de 	
	Angabe der Registrierungsnummer: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
	Angabe des Zugriffscodes: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	☐ www.pq-verein.de
Angabe der Registrierungsnummer: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
☐ Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	
Angabe der Registrierungsnummer: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
Die im Formular 325 genannten Angebotsunterlagen sind mit Ausnahme der in einer der o. g. Datenbanken hinterlegten Nachweise beigefügt. 
 ☐ Wir beabsichtigen, die Leistungen im Rahmen einer Bietergemeinschaft zu erbringen. Das ausgefüllte Formular 531 ist beigefügt.  
☐ Ich/Wir beabsichtige(n) Auftragsteile an andere Unternehmen zu vergeben (Unteraufträge nach § 26 UVgO). Das ausgefüllte Formular 533a ist beigefügt. 
☐ Ich/Wir beabsichtige(n) in Bezug auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle oder technische und berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten eines anderen Unternehmens (Eignungsleihe nach § 34 UVgO) in Anspruch zu nehmen. Das ausgefüllte Formular 534a oder 534b ist beigefügt. 
 
☐ Ich/Wir bin/sind bevorzugte/r Bieter: 
☐ Werkstatt für Menschen mit Behinderung und Blindenwerkstatt.  
☐ Inklusionsbetrieb.  Der Nachweis ist beigefügt. 
☐ Kartellerklärung 
 Ich/Wir gehöre(n) einer Vereinbarung/einem Kartell gem. §§ 2, 3 GWB an. Folgende Firmen sind beteiligt: 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

 
Raum für Erläuterungen: 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

 
Angaben zur Einordnung des Unternehmens als kleines oder mittleres Unternehmen (KMU) zur Erhebung von statistischen Daten nach der Vergabestatistikverordnung:  
 
Mein/unser Unternehmen gilt als KMU (bei Bietergemeinschaft bitte für das federführende Unternehmen angeben): 
 
☐ Ja     ☐ Nein 
 	 
Erläuterung:  
Die Definitionen sind angelehnt an Artikel 2 des Anhangs zur Empfehlung 2003/361/EG (Amtsblatt der EU L 124/36 vom 20. Mai 2003). Informationen zur Berechnung der Beschäftigtenzahlen bzw. der finanziellen Schwellenwerte sind unmittelbar der v. g. Empfehlung zu entnehmen.  
· Kleinstunternehmen (weniger als zehn Personen und Jahresumsatz/-bilanz weniger als 2 Mio. Euro)  
· Kleines Unternehmen (weniger als 50 Personen und Jahresumsatz/-bilanz weniger als 10 Mio. Euro)  - Mittleres Unternehmen (weniger als 250 Personen und Jahresumsatz weniger als 50 Mio. Euro bzw.    Jahresbilanzsummer weniger als 43 Mio. Euro). 
 
Ich/Wir erkläre(n), dass mein/unser Angebot die von der Vergabestelle auf dem Vergabemarktplatz NRW ggf. zur Verfügung gestellten aktualisierten Vergabeunterlagen sowie diesbezüglichen Informationen berücksichtigt.  
 
Im Falle einer Auftragserteilung in einem Vergabeverfahren gemäß § 30 Abs. 1 UVgO erkläre ich mich als natürliche Person mit einer Bekanntgabe der in § 30 Abs. 1 UVgO genannten Angaben für eine Dauer von 3 Monaten auf www.vmp-rheinland.de
☐ einverstanden. 
☐ nicht einverstanden. 
 


Ich/Wir bin/sind mir/uns bewusst, dass wissentlich falsche Erklärungen den Ausschluss von dieser und von weiteren Ausschreibungen zur Folge haben können. 
Mit der elektronischen Abgabe des Angebotes auf dem Vergabemarktplatz NRW gilt dieses als unterschrieben. Auf das Formular 312_322 wird hingewiesen. Sofern die Vergabestelle ausnahmsweise die Abgabe des Angebotes auf dem Postweg zugelassen hat, muss das Angebot hier unterschrieben werden.


 	 


2. Eignungsnachweise

2.1. Eignungsnachweise: Nachweis der Leistungsfähigkeit in fachlicher Hinsicht

2.1.1. Eigenerklärung zu Referenzen

Wir verfügen über folgende Erfahrungen bei der Durchführung von mit der ausgeschriebenen Leistung vergleichbaren Projekten. 

Hinweis: Es können im Rahmen der unten genannten Tabelle, welche vom Bietenden um zusätzliche Tabellenzeilen erweitert werden kann, gemäß den „Bewerbungs- und Angebotsbedingungen“ (Teil A.) beliebig viele Referenzen genannt werden. Entsprechend diesen Vergabebedingungen im Teil A. sind jedoch vom Bieter 3 Referenzen zu priorisieren (bitte kennzeichnen!), die aus seiner Sicht am meisten mit der vorliegend ausgeschriebenen Leistung in Art und Umfang vergleichbar sind. 

	Auftragnehmer
	Auftraggeber
(inkl. Ansprechpartner und Telefonnummer)
	Leistungs-zeitraum
	
Inhalt der Dienstleistung

Stichpunkte

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.





2.2. Eignungsnachweise: Nachweis der Leistungsfähigkeit in wirtschaftlicher und  
                                            finanzieller Hinsicht

2.2.1. Eigenerklärung zum Gesamtumsatz


Der Gesamtumsatz unseres Unternehmens in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren stellt sich, wie folgt, dar:

	Geschäftsjahr
	Gesamtumsatz

	2023
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	2024
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	2025
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.




[bookmark: _Hlk195524989]Hinweis:		Im Falle von Konzernen oder z.B. Holding-Strukturen sind die jeweiligen Umsatzzahlen des einschlägigen leistungserbringenden Betriebes relevant. Sofern die Abschlüsse für 2025 noch nicht vorliegen bzw. veröffentlicht sein sollten, sind entsprechend die Umsätze der Jahre 2022 bis 2024 anzugeben.





2.2.2. 

2.2.3. Eigenerklärung zur Betriebshaftpflichtversicherung



Wir verfügen bei der  Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. * über eine Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. Euro.

*(Name der Versicherungsgesellschaft eintragen) 


Hinweis:	Die Deckungssumme muss mind. 1,5 Mio. Euro betragen und für 
den Bieter bzw. ein Bietergemeinschaftsmitglied bestehen. 
[bookmark: _Hlk195525268]Die weitere Existenz dieser Versicherung ist zum Ende eines jeden Jahres, beginnend mit dem 31.12.2026, in geeigneter Weise unaufgefordert dem Jobcenter Wuppertal in Form einer Kopie der Rechnung dieser Versicherung oder bspw. über eine Policenbestätigung etc. nachzuweisen.








2.3. Eignungsnachweise: Weitere Nachweise zur Eignung

2.3.1. Eigenerklärung Ausschlussgründe

1. Ich/Wir erkläre(n), dass 
· keine Person, deren Verhalten[footnoteRef:1] meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt und auch gegen mein/unser Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach[footnoteRef:2]: [1:  Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.]  [2:  Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.] 

§ 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
§ 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
§ 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
§ 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
§ 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis und 233a des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung),
· mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und diesbezüglich keine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung vorliegt bzw. mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass ich/wir mich/uns zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen Säumnis- und Strafzuschläge verpflichtet habe(n).

2. Ich/wir erkläre(n),
	dass mein/unser Unternehmen nicht
· bei der Ausführung öffentlicher Aufträge gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
· zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens kein Insolvenzverfahren oder kein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse nicht abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
· im Rahmen der beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens[footnoteRef:3] infrage gestellt wird  [3:  siehe Fußnote Seite 1] 

und dass andere Ausschlussgründe nach § 124 Abs. 2 GWB ebenfalls nicht erfüllt sind.[footnoteRef:4] [4:  Dies betrifft Ausschlussgründe nach § 21 Arbeitsnehmer-Entsendegesetz, § 98c des Aufenthaltsgesetzes § 19 Mindestlohngesetz und § 21 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz sowie § 22 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes, sofern der Anwendungsbereich des § 1 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (u. a. mind. 1.000 Mitarbeiter im Inland) eröffnet ist.] 


Mir/Uns ist bekannt, dass die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen. zu meinem/unserem Ausschluss vom Vergabeverfahren sowie zur fristlosen Kündigung eines etwa erteilten Auftrages wegen Verletzung einer vertraglichen Nebenpflicht aus wichtigem Grunde führen kann.

Abfragen im Wettbewerbsregister

Gemäß § 6 des Wettbewerbsregistergesetzes (WRegG) und § 19 Abs. 3 und 4 des Mindestlohngesetz (MiLoG), tätigt die Vergabestelle, ab einem geschätzten Auftragswert ab 30 000 Euro ohne Umsatzsteuer bei der Registerbehörde eine Abfrage, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu demjenigen Bieter, an den der öffentliche Auftraggeber den Auftrag zu vergeben beabsichtigt, gespeichert sind.

Darüber hinaus behält sich die Vergabestelle vor bei öffentlichen Aufträgen und Konzessionen mit einem geschätzten Auftrags- oder Vertragswert unterhalb der Wertgrenzen von 30.000 € und im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs zu prüfen, ob Eintragungen im Wettbewerbsregister in Bezug auf diejenigen Bewerber vorliegen, die der Auftraggeber zur Abgabe eines Angebots auffordern will und/oder bei demjenigen Bieter, an den der Auftraggeber den Auftrag oder die Konzession zu vergeben beabsichtigt.

Mit der elektronischen Abgabe dieser Eigenerklärung über den Vergabemarktplatz Rheinland zusammen mit dem Teilnahmeantrag oder dem Angebot gilt diese vom Bewerber bzw. Bieter als unterschrieben. 
Auf die Hinweise zur Form der Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten, unter Punkt 2.6 wird hingewiesen. 

	Name, Vorname und/oder Unternehmensbezeichnung

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



Hinweis:
Sofern Sie sich in einer der vorgenannten Situationen befinden, können Sie auch Nachweise dafür erbringen, dass Sie ausreichende Maßnahmen getroffen haben, um trotz des Vorliegens eines einschlägigen Ausschlussgrundes dieser nicht zur Anwendung kommt. Zu diesem Zweck weisen Sie nach, dass Sie einen Ausgleich für jeglichen durch eine Straftat oder Fehlverhalten verursachten Schaden gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet haben, die Tatsachen und Umstände umfassend durch eine aktive Zusammenarbeit mit dem Ermittlungsbehörden geklärt und konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen haben, die geeignet sind, weitere Straftaten oder Verfehlungen zu vermeiden oder Sie die Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet haben. Dieser Nachweis ist zusammen mit der Eigenerklärung der Bewerbung bzw. dem Angebot beizufügen.
2.3.2. 

2.3.3. Eigenerklärung Mindestlohn 
nach § 19 Abs. 3 Mindestlohngesetz (MiLoG)


Nach § 19 Abs. 3 MiLoG fordern öffentliche Auftraggeber beim Wettbewerbsregister[footnoteRef:5] Auskünfte über rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 21 Abs. 1 oder Abs. 2 MiLoG an oder verlangen von Bewerberinnen oder Bewerbern eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Abs. 1 MiLoG nicht vorliegen. [5:  Zusätzlich können öffentliche Auftraggeber auch freiwillig Auskünfte aus dem Gewerbezentralregister einholen.] 



	Hiermit erkläre(n) ich/wir, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach 
§ 19 Abs. 1 MiLoG[footnoteRef:6] nicht vorliegen. [6:  § 19 Abs. 1 MiLoG:
Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der in § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Auftraggeber sollen Bewerberinnen oder Bewerber für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.] 


Ich/Wir habe(n) zur Kenntnis genommen, dass auch im Falle der vorstehenden Erklärung öffentliche 
Auftraggeber jederzeit zusätzlich Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister und ggfs. aus dem Gewerbezentralregister anfordern können.




Mit der elektronischen Abgabe des Angebotes auf dem Vergabemarktplatz Rheinland gilt dieses als unterschrieben. Auf die Hinweise zur Form der Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten, unter Punkt 2.6 wird hingewiesen. 


2.3.4. 

2.4. Ggf. nachgeforderte Dokumente 

Die ausschreibende Stelle behält sich vor, im Laufe der Angebotsbewertung folgende Nachweise ergänzend von den Bietenden zu fordern: 

· Bilanzen oder Bilanzauszüge aus den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren oder andere geeignete Nachweise für diesen Zeitraum (z. B. Erklärung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers bzw. einer Steuerberaterin oder eines Steuerberaters), welche die Solvenz der oder des Bietenden nachweist 
· Versicherungsschein über das Vorhandensein einer Betriebshaftpflichtversicherung mit oben genannter Deckungssumme 
· Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung



2.5. Informationen wegen der Erhebung personenbezogener Daten nach Artikeln 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016)


	
Namen und Kontaktdaten des für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten Verantwortlichen:
	
Jobcenter Wuppertal AöR, vertreten durch die Vorstandsvorsitzende
Kristin Degener
Bachstraße 2
42275 Wuppertal
  kristin.degener@jobcenter.wuppertal.de



	
Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten:
	
Jobcenter Wuppertal AöR
Bachstraße 2
42275 Wuppertal
Frau Sandra Arnhold
  sandra.arnhold@jobcenter.wuppertal.de

	
Zweck	und	Rechtsgrundlage	für	die Verarbeitung personenbezogener Daten:
	
a) Zweck der Verarbeitung: Durchführung eines Vergabeverfahrens.

b) Rechtsgrundlage:
Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c) i. V. m. Art. 6 Abs. 3 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und § 55 Bundeshaushaltsordnung.

Als Bewerber bzw. Bieter sind Sie verpflichtet, die geforderten Angaben zu machen. Falls Sie diese Angaben nicht machen, kann Ihr Angebot/Teilnahmeantrag nach den vergaberechtlichen Vorschriften vom weiteren Vergabeverfahren ausgeschlossen werden.

	
Kriterien für die Festlegung der Dauer der Speicherung personenbezogener Daten
	
Maßstab für die Dauer der Speicherung personenbezogener Daten sind die haushaltsrechtlichen Aufbewahrungsfristen (VV-ZBR-BHO Nr. 4.7.5).

	
Empfänger von personenbezogenen Daten
	
Personenbezogene Daten (Art.13 DSGVO) dürfen an andere Personen oder Stellen weitergegeben werden, wenn Sie dem zustimmt haben oder die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist:

Gemäß § 6 des Wettbewerbsregistergesetzes (WRegG) und § 19 Abs. 3 und 4 des Mindestlohngesetz (MiLoG), tätigt die Vergabestelle, ab einem geschätzten Auftragswert ab 30 000 Euro ohne Umsatzsteuer bei der Registerbehörde eine Abfrage, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu demjenigen Bieter, an den der öffentliche Auftraggeber den Auftrag zu vergeben beabsichtigt, gespeichert sind.


	
	Darüber hinaus behält sich die Vergabestelle vor bei öffentlichen Aufträgen und Konzessionen mit einem geschätzten Auftrags- oder Vertragswert unterhalb der Wertgrenzen von 30.000 € und im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs, ob Eintragungen im Wettbewerbsregister in Bezug auf diejenigen Bewerber vorliegen, die der Auftraggeber zur Abgabe eines Angebots auffordern will und/oder bei demjenigen Bieter, an den der Auftraggeber den Auftrag oder die Konzession zu vergeben beabsichtigt.

Bei allen Vergabeverfahren sind auf Verlangen der Bieter, die nicht für den Zuschlag berücksichtigt worden sind, die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie der Name des erfolgreichen Bieters mitzuteilen.

Nach Durchführung einer Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb jeweils ab 25.000 Euro ohne Umsatzsteuer werden für die Dauer von drei Monaten folgende Informationen ex post bekanntgegeben:
· Adressdaten des Auftraggebers und dessen Beschaffungsstelle sowie deren
· Adressdaten,
· Name des beauftragten Unternehmens; soweit es sich um eine natürliche Person
· handelt, ist deren Einwilligung einzuholen oder die Angabe zu anonymisieren,
· Vergabeart,
· Art und Umfang der Leistung,
· Zeitraum der Leistungserbringung.

	
Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung	der	Verarbeitung personenbezogener Daten
	
Diese Rechte ergeben sich aus Artikel 15 bis 21 DSGVO.
Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO)
Es besteht ein Recht auf Auskunft der von der Vergabestelle verarbeiteten personenbezogenen Daten.
Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO)
Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die den Bewerber/Bieter betreffenden Angaben nicht (mehr) zutreffend sind. Unvollständige Daten können vervollständigt werden.
Recht auf Löschung (Art.17 DSGVO) 
Im Vergabekontext besteht grundsätzlich nur ein Recht auf Löschung von rechtswidrig erhobenen Daten. Alle weiteren Daten werden im Rahmen der gesetzlichen Speicherdauer bevorratet. (s. a. Dauer der Speicherung).
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art.18 DSGVO)
Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Daten des Bewerbers/Bieters zu verlangen, sofern nicht ein wichtiges öffentliches Interesse dem entgegensteht (z. B. wirtschaftliche Verwendung von Haushaltsmitteln).
Recht auf Widerspruch (Art.21 DSGVO)
Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Bewerbers/Bieters ergeben, der Verarbeitung der diesen betreffenden Daten zu widersprechen, sofern nicht ein überwiegendes öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift dem entgegensteht (z. B. Durchführung des Vergabeverfahrens).

	

Beschwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde:
	
Die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde im Land NRW ist (Art. 33 DSGVO):

Die Landesbeauftragte
für den Datenschutz NRW Kavalleriestraße 2-4
40213 Düsseldorf Tel: 0211/384240
Mail: poststelle@ldi.nrw.de

Etwaige Beschwerden sind an v. g. Behörde zu richten, sofern die Auskunft gebende Behörde ihren Pflichten nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen ist.



Eine Informationspflicht bei der Erhebung personenbezogener Daten bei Dritten (bspw. Eignungsnachweise dritter Personen) besteht nach Artikel 14 Abs. 5 Buchstabe c) DSGVO nicht, da die Datenerhebung im Rahmen des Vergabeverfahrens ausdrücklich geregelt ist und dort zum Schutz der Interessen der betroffenen Personen eine vertrauliche Behandlung der Daten vorgesehen ist (§ 55 Bundeshaushaltsordnung, §§ 3, 6 Unterschwellenvergabeordnung).


2.6. Hinweise zur Form der Einreichung von Teilnahmeanträgen und Angeboten

Eine freiwillige Registrierung auf dem Vergabemarktplatz Rheinland wird empfohlen. Diese bietet den Vorteil, automatisch über Änderungen an den Teilnahme-/Vergabeunterlagen oder über Antworten zum Verfahren informiert zu werden. Antworten sind Bestandteil der Teilnahme-/Vergabeunterlagen. Zur Kommunikation mit der Vergabestelle und zur elektronischen Einreichung des Teilnahmeantrages/ Angebotes ist eine Registrierung zwingend.
Elektronische Einreichung 
Elektronische Teilnahmeanträge/Angebote sind ausschließlich über den Vergabemarktplatz Rheinland https://www.vmp-rheinland.de/ einzureichen. Hierzu ist eine kostenlose Registrierung erforderlich.
Informationen zu den zu verwendenden elektronischen Mitteln, den technischen Parametern zur Einreichung elektronischer Teilnahmeanträge und Angeboten sowie zu Verschlüsselungs- und Zeiterfassungsverfahren entnehmen Sie bitte den auf den Vergabemarktplatz Rheinland hinterlegten Nutzungsbedingungen.
Sämtliche Informationen zum Verfahren sind auf dem Vergabemarktplatz hinterlegt (Bekanntmachungsinformationen, Teilnahme-/Vergabeunterlagen und die Kommunikation). 
Elektronische Teilnahmeanträge/Angebote können – vorbehaltlich abweichender Angaben im konkreten Verfahren – mittels eines sog. Bietertools grundsätzlich auf drei Arten eingereicht werden: 
1) Einreichung in Textform nach § 126b BGB 
2) Einreichung mit fortgeschrittener elektronischer Signatur bzw. fortgeschrittenen elektronischen Siegel
3) Einreichung mit qualifizierter elektronischer Signatur bzw. qualifizierten elektronischen Siegel.
In allen drei Fällen erfolgen das Hochladen, die Verschlüsselung des Teilnahmeantrags/ Angebotes und die Weiterleitung mit dem zur Verfügung gestellten Bietertool. Das Hochladen ist nur bis zum Ablauf der in der Auftragsbekanntmachung bzw. dem Anschreiben genannten Teilnahme-/Angebotsfrist möglich.
Weitere Informationen zu den Signaturen, zum Bietertool und zum technischen Betrieb stehen Ihnen unter www.vergabe.nrw.de im Bereich Wirtschaft/Einkauf NRW/Vergabemarktplatz und insbesondere unter https://support.cosinex.de/unternehmen/ zur Verfügung.
Mit der Einreichung in Textform nach § 126b BGB bzw. mit der/dem fortgeschrittenen oder qualifizierten elektronischen Signatur/Siegel gelten der Teilnahmeantrag/das Angebot und alle damit eingereichten Unterlagen als unterschrieben. Evtl. in den vorgegebenen Formularen enthaltene Eintragungsmöglichkeiten für Unterschrift und Firmenstempel sind nicht auszufüllen.

Etwaige Änderungen bzw. Berichtigungen oder Rücknahmen des Teilnahmeantrags/ Angebots, sind bis zum Ende der Teilnahmefrist/Angebotsfrist in entsprechender Form wie der Teilnahmeantrag/das Angebot einzureichen.

Allgemeiner Hinweis zu den Teilnahme-/Vergabeunterlagen
Die in den Teilnahme-/Vergabeunterlagen enthaltenen Informationen sind soweit schutzrechtsfähig und soweit sie nicht Informationen Dritter enthalten, Eigentum der Vergabestelle. Verwertung, Kopie sowie Weitergabe der Teilnahme-/Vergabeunterlagen sind nur im Rahmen der Einreichung eines Teilnahmeantrages/Angebotes und nur durch das die Teilnahme-/ Vergabeunterlagen anfordernde Unternehmen zulässig. Eine darüber hinausgehende Weitergabe und insbesondere der Verkauf von Unterlagen an Dritte gleich zu welchem Zweck sind nicht gestattet. 
Sollten Sie die Teilnahme-/Vergabeunterlagen nicht direkt von der Vergabestelle bzw. über den Vergabemarktplatz Rheinland erhalten haben, sondern über Dienstleister oder beauftragte Dritte, wird Ihnen eine Teilnahme über den Vergabemarktplatz Rheinland empfohlen. Teilnahme-/Vergabeunterlagen können geändert oder ergänzt werden, die Bewerber-/Bieterkommunikation, die i. d. R. als einziges Kommunikationsmittel zugelassen ist, kann erläuternde Hinweise enthalten. Einen verbindlichen und jeweils aktuellen Stand der Informationen zu diesem Vergabeverfahren finden Sie im Regelfall nur auf dem Vergabemarktplatz Rheinland.
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